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Zukunftsfragen der betrieblichen Mitbestimmung
Nachbericht zum 39. Passauer Arbeitsrechtssymposion

gen in solchen Strukturen. In international tätigen 
Unternehmen sind Beschäftigte häufig sowohl 
Matrixmanagern als auch disziplinarischen Füh­
rungskräften unterstellt, was die betriebsverfas­
sungsrechtliche Zuordnung erheblich erschwert. 
Anhand aktueller höchstrichterlicher Entschei­
dungen machte Kort die bestehende Rechts­
unsicherheit deutlich, etwa bei der Frage, ob 
Matrixmanager auch solchen Betrieben zuzu­
ordnen sind, in denen sie nie vor Ort erscheinen, 
sondern lediglich Weisungen erteilen, die von 
den Unterstellten umgesetzt werden müssen.
Ein Höhepunkt war die Diskussion mit Joe Kaeser 
und Robert Kensbock, Vorsitzender und stell­
vertretender Vorsitzender des Aufsichtsrats der 
Siemens Energy AG, zum Thema Unternehmens­
mitbestimmung als Standortvorteil. Beide skiz­
zierten eine Unternehmenskultur, in der Kon­
flikte in mitbestimmten Unternehmen durch ver­
trauensvolle Zusammenarbeit vermieden wer­
den können. Das gesetzliche Doppelstimmrecht 
des Aufsichtsratsvorsitzenden sei überflüssig, 
wenn kontroverse Fragen frühzeitig offen ange­
sprochen würden. „Miteinander, nicht überein­
ander reden“, fasste Kaeser seinen Ansatz zu­
sammen. Kensbock betonte die Bedeutung von 
Transparenz, die gerade in Transformationsprozes­
sen für die Akzeptanz bei den Beschäftigten ent­
scheidend sei. Unter diesen Bedingungen könne 
Unternehmensmitbestimmung ein Standortvorteil 
sein, weil sie zu tragfähigen Kompromissen führe.
Dr. Maren Rennpferdt, Richterin am Bundesarbeits­
gericht in Erfurt, erläuterte die Voraussetzungen 
einer angemessenen Vergütung freigestellter Be­
triebsratsmitglieder und die Frage, wie berufliche 
Entwicklungsmöglichkeiten mit dem Ehrenamts­
prinzip vereinbar sind. Sie zeigte die schwierige 
Balance zwischen Benachteiligung und Begüns­
tigung von Betriebsratsmitgliedern auf. Aktuelle 
Gerichtsverfahren illustrieren die praktischen 
Probleme bei der Korrektur und Rückforderung 
überhöhter Betriebsratsvergütungen: Die Un­
wirksamkeit solcher Vergütungsregelungen muss 
der Arbeitgeber beweisen, was sich oft als an­
spruchsvolle Aufgabe erweist.
Prof. Dr. Adam Sagan (Universität Bayreuth) be­
fasste sich mit den Folgen der europäischen Ent­
gelttransparenzrichtlinie. Obwohl die Umset­
zungsfrist bereits abgelaufen ist, fehlt bislang 
ein deutsches Umsetzungsgesetz; Gerichte sind 
jedoch bereits zu einer richtlinienkonformen Aus­
legung des geltenden Entgelttransparenzgeset­
zes verpflichtet, und gegenüber staatlichen Ar­
beitgebern wirkt die Richtlinie unmittelbar. Die 

neuen Regelungen stärken die Beteiligungsrechte 
der Betriebsräte, insbesondere im Hinblick auf 
eine geschlechtsneutrale Arbeitsbewertung, und 
machen Mitbestimmung bei Fragen der Entgelt­
gleichheit zu einem integralen Steuerungsfaktor 
betrieblicher Vergütungssysteme.
Prof. Dr. Frank Maschmann und sein AUDI-Pro­
motionsstipendiat Niclas Herboth erläuterten die 
Mitbestimmungsrechte beim Einsatz Künstlicher 
Intelligenz. An konkreten Anwendungsbeispielen 
zeigten sie, worin sich KI-gestützte Arbeitnehmer­
überwachung von anderen technischen Über­
wachungsformen unterscheidet: systemimma­
nente Intransparenz, prädiktive Entscheidungs­
logiken und die Möglichkeit dauerhafter Über­
wachung stellen die Mitbestimmung vor beson­
dere Herausforderungen. Kontrovers diskutiert 
wurde, ob selbstlernende Systeme bei Funktions­
änderungen erneut Mitbestimmungsrechte aus­
lösen. Die Referenten sprachen sich dafür aus, 
nur unerwartete und schutzrelevante Entwick­
lungen einer erneuten Mitbestimmung zu unter­
werfen; einem dauerhaften Mitbestimmungs­
recht erteilten sie eine Absage.
Rechtsanwalt Dr. Burkard Göpfert (KLIEMT.
Arbeitsrecht, München) warf abschließend einen 
Blick auf die wirtschaftliche Transformation 
Deutschlands. Digitalisierung, demografischer 
Wandel und strukturelle Veränderungen in vie­
len Branchen stellen Unternehmen und Beschäf­
tigte vor große Herausforderungen. Betriebsräten 
komme dabei eine zentrale Rolle zu: Sie sollten 
Veränderungsprozesse nicht nur begleiten, son­
dern aktiv mitgestalten. Dafür sei ihre Arbeit 
stärker zu würdigen und personell zu sichern, 
damit geeignete Nachfolgerinnen und Nachfolger 
bereitstünden, wenn langjährige Mitglieder in 
den Ruhestand gingen. In einer politisch ange­
spannten und von Egoismen geprägten Zeit falle 
es jedoch zunehmend schwer, Beschäftigte für 
Mitbestimmung zu gewinnen, obwohl diese ein 
hart erkämpfter Baustein unseres demokratischen 
Gemeinwesens sei, den es zu bewahren gelte. 
Nur Betriebsräte verfügten durch regelmäßige 
Wahlen über die notwendige Legitimation für 
Verhandlungen.
Das Symposion schloss mit einem Domkonzert 
und einem Empfang im Museum Moderner Kunst, 
die den Teilnehmenden Gelegenheit zum per­
sönlichen Austausch über die Zukunft der Mit­
bestimmung in einer sich wandelnden Arbeits­
welt boten. Die Gäste freuen sich schon auf den 
nächsten Kongress, der 2027 zum 40. Mal in der 
Dreiflüssestadt stattfinden wird.

Uta Gold und Clemens Stockmeier

Veranstaltungen

Welche Bedeutung soll die betriebliche Mitbe­
stimmung in einer Arbeitswelt haben, die von 
Digitalisierung, Künstlicher Intelligenz, globa­
lem Wettbewerb und tiefgreifenden wirtschaft­
lichen Transformationen geprägt ist? Unter der 
wissenschaftlichen Leitung von Prof. Dr. Frank 
Maschmann (Universität Regensburg) diskutier­
ten darüber rund 130 Fachleute aus Wirtschaft, 
Wissenschaft und Justiz beim diesjährigen Pas­
sauer Arbeitsrechtssymposion.
Den Auftakt bildete Prof. Dr. Martin Franzen (LMU 
München) mit einem Vortrag zur Mitbestimmung 
im Betrieb der Zukunft. Dieser wird zunehmend 
hybrid, fluid und digital: Eigene Beschäftigte 
arbeiten neben Fremdfirmenpersonal und Leih­
arbeitern. Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage, ob die traditionellen Strukturen des Be­
triebsverfassungsrechts noch den Anforderungen 
moderner Arbeitsorganisationen mit Homeoffice, 
Mobile Working und Plattformarbeit gerecht wer­
den. Arbeitsort, Arbeitszeit und Arbeitsinhalt 
entgrenzen sich immer stärker; zugleich wird es 
schwieriger, den richtigen Ansprechpartner für 
die Betriebsräte zu bestimmen. Mitbestimmung 
bewegt sich damit zwischen Arbeitnehmernähe 
und Entscheidungsnähe. Der Betriebsrat sollte 
dort gebildet werden, wo die Menschen arbeiten, 
was schwierig ist, wenn hier ein entscheidungs­
befugter Unternehmensvertreter fehlt.
Rechtsanwältin Dr. Gerlind Wisskirchen (CMS 
Köln) erörterte anschließend, wie sich Arbeit­
nehmervertretungen durch kollektivvertragliche 
Regelungen an moderne Unternehmensstruktu­
ren anpassen lassen. Klassische Betriebsformen 
werden zunehmend von Matrixorganisationen 
und konzernübergreifender Zusammenarbeit 
überlagert; die damit verbundene Konzentration 
von Leitungsmacht schafft Vertretungslücken, 
die das Gesetz nur unzureichend schließt. In der 
Praxis böten maßgeschneiderte kollektivvertrag­
liche Lösungen einen gangbaren Weg. Struktur­
tarifverträge nach § 3 BetrVG stünden jedoch 
zahlreichen Hürden gegenüber; kritisch bewer­
tete sie die ihrer Ansicht nach zu strenge gericht­
liche Kontrolle tarifvertraglicher Gestaltungen. 
Gerichte dürften nicht die Rolle der Sozialpartner 
übernehmen und deren Zweckmäßigkeit prüfen. 
Wisskirchen plädierte deshalb für mehr Flexibi­
lität und einen größeren Beurteilungsspielraum 
für die Tarifparteien.
Prof. Dr. Michael Kort (Universität Augsburg), 
einer der ersten Wissenschaftler, der sich mit 
Matrixorganisationen beschäftigt hat, erläuterte 
die mitbestimmungsrechtlichen Herausforderun­
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75. Deutscher Juristentag 
im September
Vom 16. bis 18. September treffen sich Juristen 
des 1860 gegründeten DJT e. V. (ca. 4.500 Mit­
glieder aller juristischen Berufsgruppen, Fach­
richtungen und Disziplinen) in der Messe Erfurt 
zum größten rechtspolitischen Kongress Europas. 
In sechs parallelen Fachabteilungen (Zivil- und 
Sozialrecht, Strafrecht, Öffentliches Recht, Wirt­
schaftsrecht, Juristische Ausbildung und Arbeits­
recht) wird über hochaktuelle rechtspolitische 
Themen diskutiert um abschließend dem Gesetz­
geber Lösungsvorschläge zur Fortentwicklung 
des Rechts zu unterbreiten. Da der DJT unabhän­
giges Sprachrohr des ganzen Juristenstandes ist, 
sind seine Empfehlungen nicht verbandspolitisch 
motiviert.

Diskussion über Aktualisierung  
der Betriebsverfassung
In jüngster Zeit haben sowohl Vertreter der 
Arbeitnehmer- als auch der Arbeitgeberseite Än­
derungen beim 1972 in Kraft getretenen BetrVG 
gefordert. 
So veröffentlichten dem Deutschen Gewerk­
schaftsbund und seinen Mitgliedsgewerkschaf­
ten nahestehende Juristen im April 2022 einen 
„Gesetzentwurf für ein modernes Betriebsverfas­
sungsgesetz“ (Text und Begründung online über 
Arbeit und Recht Dokumentation der Hans-
Böckler-Stiftung) mit dem Ziel, die Betriebsverfas­
sung an Digitalisierung, Klimawandel und neue 
Arbeitsformen anzupassen und die Mitbestim­
mungsrechte der Betriebsräte deutlich auszu­
weiten (z. B. beim Datenschutz, bei Einführung 
und Anwendung von KI, bei digitaler Über­
wachung und bei im Ausland getroffenen Ent­
scheidungen). 
Als Reaktion darauf antwortete die Bundes­
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA) Anfang 2026 mit einem Gutachten der 
Professoren Richard Gießen, Felix Hartmann und 
Christian Picker über die „Modernisierung der 
Betriebsverfassung“ (veröffentlicht in ZFA 2026, 
43–127). Darin wird insbesondere eine stärkere 
Fokussierung der Mitbestimmung auf Kern­
aufgaben, Abbau bürokratischer Hürden, Ver­
fahrensbeschleunigung und Kostenentlastung 
von Betrieben (z. B. Abfindungsobergrenze bei 
Sozialplänen, klare Honorarordnung bei Eini­
gungsstellen) gefordert. 
Die in beiden Papieren höchst unterschiedliche 
Interpretation von „Modernisierung“ zeigt, dass 
dieser Begriff keine inhaltliche Aussage ist, son­
dern nur eine subjektive Gefühlsbeschreibung.
Beide Reformvorschläge hat Prof. Georg Annuß 
pointiert kritisiert und vom DJT eine sorgfältige 
Analyse des für das BetrVG notwendigen Ände­
rungsbedarfs und eine diesem gerecht werdende 
rechtspolitische Diskussion über eine Reform der 
„Betriebsverfassung ohne Scheuklappen“ gefor­
dert (NZA 2026, S. 572). 

So will er eine Abschaffung der betriebsverfas­
sungsrechtlichen Unterscheidung von Arbeitneh­
mern nach § 5 Abs. 1 BetrVG und leitenden An­
gestellten nach § 5 Abs. 3 und 4 BetrVG, was zu 
einer Abschaffung von Sprecherausschüssen füh­
ren und das SprAuG überflüssig machen würde. 
Darüber hinaus spricht für ihn vieles dafür, die 
primäre Anknüpfung des betriebsverfassungs­
rechtlichen Repräsentationssystems an den Be­
trieb aufzugeben und den Betriebsrat grundsätz­
lich auf Rechtsträgerebene anzusiedeln, womit 
der Betriebsrat zum Unternehmensrat würde. Die 
Ausgestaltung der materiellen Beteiligungsrechte 
des Betriebsrats sollte von der Überlegung aus­
gehen, dass Arbeitnehmer in einer freiheitlich 
egalitären Gesellschaft einen grundsätzlich glei­
chen Anspruch auf Selbstverwirklichung haben 
wie der Arbeitgeber.
Angesichts der aktuellen Diskussion über Anpas­
sungsnotwendigkeiten beim BetrVG lag es für 
die ständige Deputation des DJT nahe, sich beim 
75. DJT mit dem arbeitsrechtlichen Thema „Ko­
operativ, flexibel, digital – Braucht das Betriebs­
verfassungsgesetz ein Update?“ zu befassen. 

Gutachten und Referate
Als wissenschaftliche Grundlage für die von Prof. 
Martin Franzen (LMU München) geleitete Dis­
kussion hat Prof. Claudia Schubert (Universität 
Hamburg) ein Gutachten erstellt (digital und kos­
tenfrei in der C.H. Beck eLibrary Inlibra abruf­
bar). Dessen Kerninhalte: (1) Anpassung der be­
trieblichen Gegebenheiten an moderne Arbeits­
formen und flexible, standortübergreifende Or­
ganisationsstrukturen; (2) Überarbeitung der Be­
teiligungsrechte des Betriebsrats im Kontext von 
digitalen Kontrollmaßnahmen, Homeoffice und 
KI-Einsatz; (3) Beschleunigung und Vereinfachung 
von Einigungsstellenverfahren sowie Anpassung 
der Eilfallregelungen bei betrieblichen Mit­
bestimmungsrechten.
Ergänzt wird das Gutachten durch Referate von 
Prof. Elisabeth Brameshuber (Wien), Rechts­
anwältin Prof. Barbara Reinhard (Frankfurt a. M.) 
und Prof. Jens Schubert (Cottbus), in denen wei­
tere Denkansätze aus unterschiedlichen Blick­
winkeln präsentiert werden.

Rahmenprogramm
Wie bei früheren Juristentagen gibt es auch dies­
mal wieder ein vielfältiges Rahmenprogramm, 
mit dem die Gastgeberstadt Erfurt und ihre Um­
gebung entdeckt werden kann. Dem Netzwerken 
mit anderen Juristen jeder Fachrichtung und je­
den Alters dienen insbesondere die erfahrungs­
gemäß gut besuchten Abendveranstaltungen 
(Begrüßungsabend, Erfurter Juristennacht und 
Richterkabarett).

Rechtsanwalt Prof. Dr. Rainer Sieg, 
Universität Passau


